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Inhalt: Geſetz, betreffend die Abänderung der Geſetze vom 5. April 1869. (Geſetz⸗Samml. S. 517.) und 
vom 15. Februar 1872. (Geſetz⸗Samml. S. 165.), S. 369. — Geſetz, betreffend die Verwaltung 
der den Gemeinden und öffentlichen Anſtalten gehörigen Holzungen in den Provinzen Preußen, 
Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien und Sachſen, S. 373. — Geſetz, betreffend die Ab⸗ 
Löfung der Servituten, die Theilung der Gemeinheiten und die Zuſammenlegung der Grundſtücke für 
die Provinz Schleswig. Holftein mit Ausſchluß des Kreiſes Herzogthum Lauenburg, S. 377. 


(Fr. 8457.) Geſetz, betreffend die Abänderung der Geſetze vom 5. April 1869. (Geſetz. Samml. 
S. 517.) und vom 15. Februar 1872. (Geſetz-Samml. S. 165.). Vom 
16. Juni 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
§. 1. 


Der F. 19. des Geſetzes vom 5. April 1869., betreffend Umwandlung des 
Erbleih⸗, Landſiedelleih⸗, Erbzins⸗, Erbpachtverhältniſſes in Eigenthum und die 
Ablöſung der daraus herrührenden Leiſtungen im Gebiete des Regierungsbezirks 
Wiesbaden und in den zum Regierungsbezirk Caſſel gehörigen, vormals Groß⸗ 
herzoglich Heſſiſchen Gebietstheilen (Geſet-Samml. S. 517.), und der F. 11. des 
Geſetzes vom 15. Februar 1872., betreffend die Ablöſung der Reallaſten im 
Gebiete derſelben Landestheile (GeſetzSamml. ©. 165.), werden für diejenigen 
Regulirungen und Ablöſungen, welche bis zum 31. Dezember 1878. beantragt 
werden, wie folgt abgeändert: 

1) Die in den vorbezeichneten Paragraphen feſtgeſtellten Ablöſungsrenten 
kann der Verpflichtete durch Baarzahlung des 18fachen Betrages 
tilgen. 

: Die Zahlung muß in Ermangelung einer anderweiten Einigung 
ſpäteſtens im Ausführungstermine in unzertrennter Summe erfolgen. 

2) Erklärt ſich der Verpflichtete nicht vor dem Abſchluſſe des Rezeſſes 
bereit, das Ablöſungskapital nach Nr. 1. zu bezahlen, ſo erfolgt die 
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Ausgegeben zu Berlin den 12. September 1876. 
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Ablöſung und die Abfindung des Berechtigten in Rentenbriefen zum 
20fachen Betrage des Jahreswerthes durch Vermittelung einer für den 
Regierungsbezirk Wiesbaden zu errichtenden Rentenbank, welche mit 
einer der beſtehenden Rentenbanken vereinigt werden kann (F. 6.). 
Will der Verpflichtete die Ablöſung durch Baarzahlung des 
18fachen Betrages bewirken, ſo ſteht dem Berechtigten dennoch frei, 
die Abfindung zum 20fachen Betrage in Rentenbriefen zu verlangen. 


3) Die Beſtimmungen unter Nr. 1. und 2. finden auch auf bereits an⸗ 
hängige Regulirungen und Ablöſungen es: „ſofern der letz⸗ 
teren nicht dechtsbeſtändige Feſtſetzungen entgegenſtehen. 


§. 2. 


Die im F. 3. des vorgedachten Geſetzes vom 15. Februar 1872. enthaltene 
Beſtimmung, wonach die auf Reallaſten beruhenden Holzabgaben an Kirchen, 
Pfarren, Küſtereien und Schulen von der Anwendung dieſes Geſetzes ausge⸗ 
ſchloſſen werden, wird aufgehoben. 

Es unterliegen fortan die gedachten Holzabgaben nebſt den damit verbun⸗ 
denen, demſelben Verpflichteten obliegenden Anfuhrverbindlichkeiten den Beſtim⸗ 
mungen des genannten Geſetzes mit laden Maßgaben. 


$. 3. 


Der Jahreswerth der Holzabgaben wird im Mangel gütlicher Einigung 
nach dem Durchſchnitte derjenigen Preiſe beſtimmt, welche für die den Gegen- 
ſtand der n bildenden Sobfortimente in denjenigen Sorten, aus welchen 
die Abgaben zu leiſten ſind, während der der Anbringung der Provokation 
e were fünf Jahre in den öffentlichen Soleriänennget erzielt 
worden find. 

Kann dieſer Durchſchnittspreis nicht ermittelt werden, fo erfolgt die Feſt⸗ 
ſtellung des Jahreswerths durch Schiedsrichter nach Maßgabe der Verordnung 
vom 30. Juni 1834. (Geſetz⸗Samml. S. 96.). In gleicher Weiſe erfolgt die im 
letzten Abſatz des §. 6. des Geſetzes vom 15. Februar 1872. (Geſetz-Samml. 
S. 165.) vorgeſchriebene Ermittelung. 


§. 4. 
Der nach $. 3. feſtgeſtellte Jahreswerth wird: £ 
1) wenn der Antrag von dem Verpflichteten ausgeht, zum 25fachen 
Betrage, 

2) wenn der Antrag vom Berechtigten ausgeht, zum 22 fachen Betrage 
durch Kapital abgelöſt. 

Die Abfindung erfolgt durch Vermittelung der Rentenbank (F. 1. Nr. 2.). 

Dem Verpflichteten ſteht jedoch frei, baar zum 25fachen oder 22/ fachen 
Betrage a nachdem die Ablöfung gemäß Nr. 1. oder Nr. 2, diefes 

gt. 
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F. 5. 


Die Zahlung des Ablöſungskapitals iſt in unzertrennter Summe oder in 
vier aufeinanderfolgenden einjährigen Terminen zu gleichen, mindeſtens dreihun- 
dert Mark betragenden Theilen zu leiſten. Der jedesmalige Rückſtand iſt mit 
vier vom Hundert jährlich zu verzinſen. 


$. 6. 


Für die Vermittelung der Rentenbank iſt das Geſetz vom 2. März 1850. 
(GeſetzSamml. S. 112.) nebſt dem daſſelbe ergänzenden Geſetze vom 14. Sep⸗ 
tember 1866. (GeſetzSamml. S. 547.) mit folgenden Abänderungen maßgebend: 


1) Der Berechtigte erhält den nach den obigen Vorſchriften berechneten 
Betrag in Rentenbriefen nach deren Nennwerthe und, ſoweit dies 
durch ſolche nicht vollſtändig geſchehen kann oder es von der Verwal⸗ 
tung der Rentenbank vorgezogen wird, in baarem Gelde. 


2) Die im F. 62. des Rentenbankgeſetzes vom 2. März 1850. bezeichneten 
Ablöſungskapitalien unterliegen, ſoweit fie dem Berechtigten nicht baar 
bezahlt werden, der Beſtimmung des $. 5. des Geſetzes vom 18. De- 
N I., betreffend die Aufhebung des Staatsſchatzes (GeſetzSamml. 


3) Die Ueberweiſung von Abgabenrückſtänden auf die Rentenbank nach 
Vorſchrift des §. 99. des Ablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850. iſt 
unzuläſſig. 

4) Bei Ablöſungen und Regulirungen, welche in Gemäßheit des $. 1. 
dieſes Geſetzes erfolgen, bleiben diejenigen Beſtimmungen, welche eine 
Herabminderung der Ablöſungsrente auf neun Zehntheile vorausſetzen, 
außer Anwendung. 


Tritt die Vermittelung der Rentenbank im Falle des $. 4. dieſes Ge- 
ſetzes ein, ſo hat der Beſitzer des pflichtigen Grundſtücks von dem 
Zeitpunkte der Rentenübernahme und während der Tilgungsperiode 
von 56 Jahren an die Rentenbank eine Jahresrente zu entrichten, 
welche 4½ vom Hundert der an den Berechtigten zu ewährenden 
Abfindung beträgt; Renten oder Rententheile unter 10 Pfennigen 
werden von der Rentenbank nicht übernommen, vielmehr wird der 
22 fache Betrag derſelben von dem Beſitzer des verpflichteten Grund- 
ſtücks unmittelbar an den Berechtigten gezahlt. 


Die Vermittelung der Rentenbank findet nur ſtatt, wenn die Ablö⸗ 
fung bei der zuſtändigen Auseinanderſetzungsbehörde bis zum 31. De- 
zember 1878. beantragt worden iſt. 

In den nach Ablauf dieſer Friſt auf Grund der F. 1. bezeich⸗ 
neten beiden Geſetze in Antrag gebrachten Ablöſungen kommen die 
Beſtimmungen des $. 19. des Geſetzes vom 5. April 1869. und des 

§. 11. des Geſetzes vom 15. Februar 1872. wieder unverändert zur 
(Nr. 8457.) 54 An⸗ 
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Anwendung. Bezüglich der F. 2. gedachten Holzabgaben kann auch 
nach Ablauf der gedachten Friſt der Be fowie der Verpflichtete 
die Umwandlung in Geldrente nach den Beſtimmungen im F. 3. 
beantragen. Dagegen geht für den Berechtigten die Befugniß, Kapital⸗ 
5 abfindung zu N mit 8 des im F. 12. des Geſetzes 
5 vom 15. Februar 1872. gedachten Falles gänzlich verloren; der Ver⸗ 
a pflichtete iſt befugt, die Rente mit dem 25 wi Betrage nach Maß⸗ 
gabe der Vorſchriften im §. 5. durch Kapital abzulöſen. 


3 
Die Ausführung dieſes Geſetzes iſt dem Finanzminiſter und dem Miniſter 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten übertragen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 16. Juni 1876. 


(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. Friedenthal. 


(Nr. 8458.) 
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(Nr. 8458.) Geſetz, betreffend die Verwaltung der den Gemeinden und öffentlichen Anſtalten 
gehörigen Holzungen in den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 
Poſen, Schleſien und Sachſen. Vom 14. Auguſt 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien und 
Sachſen, was folgt: 

6:1; 


Die Verwaltung der Holzungen der Gemeinden, Kirchen, Pfarren, Küſte⸗ 
reien, ſonſtigen geiſtlichen Inſtitute, öffentlichen Schulen, höheren Unterrichts⸗ 
und Erziehungsanſtalten, frommen und milden Stiftungen und Wohlthätig⸗ 
keitsanſtalten unterliegt der Oberaufſicht des Staates nach Maßgabe dieſes 


Geſetzes. i 
en welche ſich in ſtaatlicher Verwaltung befinden, werden von 
dieſem Geſetze nicht berührt. 
$. 2. 


5 Die Benutzung und Bewirthſchaftung der in 5 1. Abſatz 1. bezeichneten 
Holzungen muß ſich innerhalb der Grenzen der Nachhaltigkeit bewegen. Ins⸗ 
befondere darf die Erhaltung der ſtandortsgemäßen Holz und Betriebsarten 
nicht durch die Nebennutzungen gefährdet werden. 
Ein Betrieb, der eine der im F. 2. des Geſetzes vom 6. Juli 1875., be⸗ 
treffend Schutzwaldungen und Waldgenoſſenſchaften (Gejeg-Samml. S. 416.), 
bezeichneten Gefahren herbeiführen könnte, iſt unzuläſſig. 


8. 3. 


Der Bewirthſchaftung der im F. 1. Abſatz 1. bezeichneten Holzungen find 
Betriebspläne zu Grunde zu legen, welche der Feſtſtellung durch den Regierungs⸗ 
Präſidenten bedürfen. Hierbei ſind namentlich hinſichtlich der Salz und Betriebs⸗ 
art, ſowie der Umtriebszeit, die wirthſchaftlichen Bedürfniſſe und die Wünſche der 
a zu berüdfichtigen, ſoweit dies mit den Grundſätzen des $. 2. 
vereinbar iſt. 

Die im Betriebsplan feſtgeſetzte nachhaltige Holzabnutzung (Abnutzungsſa 
iſt für den jährlichen Holzeinſchlag maßgebend. hungsſab) 

Wenn die Geſammtfläche des Waldbeſitzes einer Gemeinde beziehungsweiſe 
öffentlichen Anſtalt ſo gering iſt, daß eine regelmäßige Bewirthſchaftung nur mit 
unverhältnißmäßigen Opfern Seitens des Eigenthümers ſtattfinden kann, oder wenn 
die Betriebsverhältniſſe fo einfach find, daß eine ſpezielle Nutzungsregulirung ent⸗ 
behrlich erſcheint, ſo kann von der Aufſtellung förmlicher Wirthſchaftspläne Ab⸗ 
ſtand genommen werden. In ſolchen Fällen genügt eine kurze Darſtellung der 
Standorts⸗ und Betriebsverhältniſſe, ſowie die Angabe über den Zeitpunkt des 
Abtriebes und über die Art der Wiederkultur. 

(Nr. 8458.) §. 4. 


$. 4. 

Abweichungen von dem feſtgeſtellten Betriebsplane (F. 3.) 

a) durch Rodungen, 

b) durch den Abtrieb von Holzbeſtänden, ſofern ſolcher bei Hochwaldungen 
für die laufende wangigjäbrige Nutzungsperiode, bei dem eingetheilten 
Mittel⸗ und Niederwalde für die nächſten fünf Jahre im Betriebsplane 
nicht vorgeſehen iſt, 

e) durch Holzfällungen, welche den Abnu ungsſatz bei Berückſichtigun 
des ſeit Feſtſetzung beſſelben erfolgten Ne oder Mindereinfihlages 
um mehr als zwanzig Prozent feines Betrages überschreiten würden, 

d) durch Ueberſchreitungen des Abnutzungsſatzes, welche innerhalb der 
laufenden Nutzungsperiode nicht wieder eingeſpart werden können, 

bedürfen der Genehmigung des Regierungspräſidenten. 

Werden e der unter a. bis d. gedachten Art ohne Genehmigung 
unternommen, ſo kann der Regierungspräſident eine entſprechende Abänderung 
des Betriebsplans, insbeſondere auch den Wiederanbau gerodeter Flächen mit 
Holz anordnen. 

$. 5. 


Die Betriebspläne ſind der Reviſion und erneuten Feſtſtellung zu unter⸗ 
ziehen, wenn dies von dem Regierungspräſidenten für erforderlich erachtet oder 
von dem Waldeigenthümer beantragt wird. Mindeſtens alle zehn Jahre muß 
eine Reviſion ſtattfinden. 96 


Der Regierungspräſident kann den Zuſtand und die Bewirthſchaftung der 
in H. 1. Abſatz 1. bezeichneten Holzungen an Ort und Stelle unterſuchen laſſen. 
Wenn die Unterfuchung ergiebt, daß der Betrieb den Grundſätzen des $. 2. oder 
dem feſtgeſtellten Betriebsplan nicht entſpricht, ſo kann der Regierungspräſident, 
unbeſchadet der ihm 1 10. zuſtehenden Befugniſſe, die Einreichung jährlicher 
Fällungs⸗, Kultur- und ebennutzungspläne anordnen. Dieſelben ſind nach Maß⸗ 
gabe der $$. 2. 3. feſtzuſtellen. 

. 


- Die Eigenthümer der im $.1. Abſatz 1. bezeichneten Holzungen ſind ver⸗ 
pflichtet, für den Schutz und die Bewirthſchaftung derſelben durch genügend 
befähigte Perſonen ausreichende Fürſorge zu treffen. 


$. 8. 


Die Gemeinden find verpflichtet, da, wo ihre Kräfte es geftatten und ein 
dringendes Bedürfniß der Landeskultur dazu vorliegt, unkultivirte Grundſtücke, 
hi nach ſachverſtändigem Gutachten zu dauernder landwirthſchaftlicher oder 
gewerblicher Nutzung nicht geeignet, dagegen mit Nutzen zur Holzzucht zu ver⸗ 
wenden ſind, mit Holz anzubauen. Zur Erfüllung dieſer Verpflichtung Be 
ie 
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die Gemeinden nach Anhörung ihrer Vertreter und des Kreisausſchuſſes dur 
Beſchluß des Vids hs 1 werden. auf 0 
Gegen den Beſchluß des Bezirksraths findet innerhalb einer Präkluſipfriſt 
von einundzwanzig Tagen die Beſchwerde an den Provinzialrath ſtatt. 
Die Deckung und Aufforſtung der Meeresdünen kann auf Grund dieſes 
Geſetzes nicht gefordert werden. 
§. 9. 


In den Fällen, in welchen die Kräfte der Gemeinden es nicht geſtatten, 
die im Intereſſe der Landeskultur vorzunehmenden Aufforſtungen unkultivirter 
Grundſtücke aus eigenen Mitteln auszuführen, wird denſelben aus der Staats⸗ 
kaſſe nach Maßgabe der im Staatshaushalts⸗Etat angeſetzten Mittel zu dieſem 
Zwecke eine angemeſſene Beihülfe gewährt. 

In allen Fällen ift den Gemeinden, welche auf Grund der im $. 8. ent⸗ 
haltenen Verpflichtung Holzkulturen nach forſtwirthſchaftlichen Regeln ausführen, 
der zwanzigfache Betrag der auf den betreffenden Grundſtücken ruhenden Jahres⸗ 
grundſteuer zu den Koſten der erſten Anlage aus der Staatskaſſe zu überweiſen. 


K. 10. 


Wenn ein Waldeigenthümer einer ihm nach $$. 2. bis 7. dieſes Geſetzes 
obliegenden Verpflichtung trotz geſchehener Aufforderung nicht nachkommt, ſo iſt 
der Regierungspräſident befugt, die zur Erfüllung der Verpflichtung erforder⸗ 
lichen Handlungen durch einen Dritten ausführen zu laſſen, den Betrag der 
Koſten vorläufig zu beſtimmen und im Wege der Exekution von dem Verpflich⸗ 


teten einzuziehen. 
15 8. 11. 


Gegen die auf Grund der $$. 2. bis 7. und $. 10. von dem Regierungs⸗ 
präſidenten erlaſſenen Verfügungen findet innerhalb einer Präkluſipfriſt von ein⸗ 
undzwanzig Tagen Beſchwerde an den Oberpräſidenten und gegen den Beſcheid 
des Oberpräſidenten die Klage beim Oberverwaltungsgericht ſtatt. Die Klage 
kann nur darauf geſtützt werden: 

1) daß der angefochtene Beſcheid auf der Nichtanwendung oder unrichtigen 
Anwendung des beſtehenden Rechts, insbeſondere auch der von den 
Behörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Verordnungen beruhe; 

2) daß die thatſächlichen Vorausſetzungen nicht vorhanden ſeien, welche 
die Polizeibehörde zum Erlaſſe der Verfügung berechtigt haben würden; 

3) auf die Behauptung, daß das Zwangsmittel nach Art und Höhe nicht 
gerechtfertigt oder nach Lage der Sache zur Erreichung des angeord⸗ 
neten Zweckes überhaupt nicht erforderlich ſei. 


$. 12. 


Die im Staatsforſtdienſte angeſtellten Beamten ſind den in Ausführung 
dieſes Geſetzes an ſie ergehenden Aufträgen des Regierungspräſidenten, des Be⸗ 
zirksraths und des Provinzialraths Folge zu leiſten verpflichtet. 

(Nr. 8458.) H. 13: 


N 


. 13. 


In der Provinz Poſen tritt bis zur 5 von Kreisausſchüſſen, 
Bezirksräthen und eines rovinzialraths an die Stelle des Kreisausſchuſſes der 
Kreistag, an die Stelle des Bezirksraths die Bezirksregierung und an die Stelle 
des Provinzialraths der Oberpräſident. 8 

Gegen die Verfügungen des Regierungspräſidenten findet die Beſchwerde 
an den Oberpräſidenten und gegen deſſen Beſcheid die Klage bei dem Ober⸗ 
verwaltungsgericht nach Maßgabe des F. 11. ſtatt. 


8. 14. 


Die aus der ſtaatlichen Oberaufficht erwachſenden Koſten fallen der Staats— 
kaſſe zur Laſt. 
§. 15. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1877. in Kraft. Alle demſelben 
entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere die Verordnung vom 24. Dezem⸗ 
ber 1816., ſoweit ſie für die Provinz Sachſen gilt, ſind von dieſem Zeitpunkte 
ab aufgehoben. 

$. 16. 

Der Finanzminiſter, der Miniſter des Innern und der Miniſter für die 
landwirthſchaftlichen n ie dane ſind mit der Ausführung dieſes Geſetzes 
beauftragt und erlaſſen die dazu erforderlichen Anordnungen und Inſtruktionen. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bayreuth, den 14. Auguſt 1876. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. v. Bülow. Hofmann. 


(Nr. 8459.) 
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(Nr. 8459.) Geſetz, betreffend die Ablöſung der Servituten, die Theilung der Gemeinheiten 
und die Zuſammenlegung der Grundſtücke für die Provinz Schleswig⸗Holſtein, 
mit Ausſchluß des Kreiſes Herzogthum Lauenburg. Vom 17. Auguſt 1876. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für 
die Provinz Schleswig⸗Holſtein, mit Ausſchluß des Kreiſes Herzogthum Lauen- 
burg, was folgt: 5 


Nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes findet ftatt: 

I. die Ablöſung der als Dienſtbarkeit (Servitut) auf dem Grundeigen⸗ 
thum laſtenden Nutzungsberechtigungen 

1) zur Weide, 

2) zur Maſt, zum Mitgenuß von Holz und zum Streuholen, 

3) zum Plaggen- Haide und Bültenhieb, 

4) zum Grasſchnitt (zur Gräſerei) und zur Nutzung von Schilf, 
Binfen oder Rohr auf Ländereien und Privatgewäſſern aller Art, 

5) gem Nachrechen auf abgeernteten Feldern, ſowie zum Stoppel⸗ 
arken, 

6) zur Nutzung fremder Aecker gegen Hergabe des Düngers und zum 

ruchtgewinn von einzelnen Stücken fremder Aecker (Deputatbeeten), 

7) zur Fiſcherei in ſtehenden oder fließenden Privatgewäſſern, 

8) zur Torfnutzung; 

II. die Theilung von Grundſtücken, welche von mehreren Geſammteigen⸗ 
thümern, von Genoſſenſchaften oder von Realgemeinden ungetheilt be⸗ 
ſeſſen und zu einem der unter 1. genannten Zwecke gemeinſchaftlich 
benutzt werden; 

III. die wirthſchaftliche Zuſammenlegung der Grundſtücke. 


8.2. 


Hinſichtlich des Rechts zum Antrage auf Ablöſung, Theilung oder Zu⸗ 
ſammenlegung gilt Derjenige, welchem ein erbliches Nutzungsrecht zuſteht, dem 
Eigenthümer gleich, nicht aber der perſönliche Nießbraucher oder der antichretiſche 

andbeſitzer. 
5 Gewemſchaftlche Eigenthümer eines berechtigten oder verpflichteten Grund- 
ſtücks können nur gemeinſchaftlich die Ablöſung, Theilung oder Zuſammenlegung 
beantragen. Die nach den Antheilen zu berechnende Minderzahl muß ſich aber 
dem in dieſer Beziehung gefaßten Beſchluſſe der Mehrzahl unterwerfen. 

Zu dem Antrage auf Ablöſung einer Dienſtbarkeit iſt ſowohl der Berech- 
tigte als der Eigenthümer des verpflichteten Grundſtücks befugt. 

Zu dem Antrage auf Theilung (§. 1. II.) iſt jeder Intereſſent, unbeſchadet 
der Fortdauer der Gemeinſchaft für die übrigen Intereſſenten, berechtigt. 

Jahrgang 1876. (Nr. 8459.) 55 Das 
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Das Ausſcheiden eines Intereſſenten oder einer nach den Antheilen zu 
berechnenden Minderheit von Intereſſenten aus der Gemeinſchaft (Partikular⸗ 
abtheilung) kann jedoch in dem Falle verſagt werden, wenn der oder die Aus⸗ 
ſcheidenden wirthſchaftlich nicht abgefunden werden können, ohne die Benutzung 
des im gemeinſchaftlichen Beſitze der übrigen Intereſſenten verbleibenden Grund⸗ 
ſtücks zu ſtören oder zu erſchweren. 


$. 3. 5 

Die wirthſchaftliche Zuſammenlegung der in vermengter Lage befindlichen 
Grundſtücke verſchiedener Eigenthümer N Feldmark findet ſtatt, wenn dieſelbe 
von den Eigenthümern von mehr als der Hälfte der nach dem Grundſteuer⸗ 
kataſter berechneten Fläche der einem Umlegungsverfahren zu unterwerfenden 
Grundſtücke, welche gleichzeitig mehr als die Hälfte des Kataſtral-Reinertrages 
repräſentiren, beantragt wird und von der Zuſammenlegung eine erhebliche Ver- 
beſſerung der Landeskultur zu erwarten iſt. f 

In der Regel ſind ſämmtliche der Umlegung unterliegenden Grundſtücke 
der nämlichen Feldmark in einem Zuſammenlegungsverfahren zu vereinigen. 
Daſſelbe kann jedoch auch auf einen durch natürliche Begrenjung oder beſondere 
Bewirthſchaftung als Feldabſchnitt kenntlich werdenden Theil der Feldmark be- 
ſchränkt werden. 

Grundſtücke einer anderen Feldmark können in das Umlegungsverfahren 
gegogen werden, wenn es zur Herſtellung wirthſchaftlich zweckmäßiger Grenzen 
geboten erſcheint. a 

Die Feſtſtellung des Umlegungsbezirks geſchieht durch die Auseinander— 
ſetzungsbehörde. 

Werden von ſolcher San eee Grundſtücke betroffen, welche einer 
gemeinſchaftlichen Benutzung unterliegen, die nach dieſem Geſetze aufgehoben 
werden kann, fo muß die Servitutablöſung oder Theilung gleichzeitig mit der 
Zuſammenlegung bewirkt werden. 


8. 4. 


Jeder Betheiligte iſt befugt, über die Frage, ob von der Zuſammenlegung 
eine erhebliche eng der Landeskultur zu erwarten, die Entſcheidung des 
Kreistages, bei Zuſammenlegung in einer ſtädtiſchen Feldmark, welche einem 
Kreisverbande nicht angehört, des Magiſtrats und der Stadtverordneten⸗-Verſamm⸗ 
lung zu verlangen. f 

Dieſe Entſcheidungen erfolgen erſt nach Feſtſtellung des Umlegungsbezirks 
und ſind bezüglich des betroffenen Umlegungsbezirks endgültig. 


§. 5. 

Andere als die im F. 1. genannten Nutzungsberechtigungen, welche als 
Dienſtbarkeit auf dem Grundeigenthum laſten, ſind auf einſeitigen Antrag nicht 
ſelbſtſtändig ablösbar, ſondern die Ablöſung derſelben kann nur bei Gelegenheit 
einer anderen, nach dieſem Geſetze vorkommenden Auseinanderſetzung auf Antrag 
eines im Verfahren Betheiligten ſtattfinden, infofern fie der wirthſchaftlich zweck⸗ 
mäßigen Benutzung des dem Verfahren unterworfenen Grundſtücks re 
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$. 6. 


Das Recht, auf Ge Theilung oder Zuſammenlegung anzu: 
tragen, wird durch entgegenſtehende Erkenntniſſe nicht ausgeſchloſſen und erliſcht 
nicht durch Verjährung. a 

Willenserklärungen, welche eine Ausſchließung dieſes Rechts feſtſetzen, ſind 
auf keine längere Zeit als auf zehn Jahre verbindlich. 


§. 7. 
Ueber das Vorhandenſein, die Beſchaffenheit und den Umfang der in Be⸗ 
tracht kommenden Rechte und Pflichten iſt nach den beſtehenden Rechtsnormen 


zu entſcheiden. 8 22 
Bei Rechten zur Hütung iſt in Ermangelung von le der SER 


Erkenntniſſen oder ſtatutariſchen Rechten das Maaß und Verhältniß der Theil⸗ 
nahme eines jeden einzelnen Intereſſenten in der Regel nach dem Beſizſtande 
in den letzten der Einleitung der Theilung oder Ablöſung vorhergegangenen zehn 
Jahren feſtzuſtellen. . f 

Dieſer Beſitzſtand wird nach der Zahl des Viehes, nach der Art deſſelben 
und nach den Zeiträumen, mit und in welchen jährlich jeder Theilnehmer die 
Hütung ausgeübt hat, dergeſtalt berechnet, daß dabei der Durchſchnitt aller drei 
Sätze aus den vorgedachten zehn Jahren zum Grunde gelegt wird. 

Es werden jedoch dabei 

a) die Viehzahl verarmter oder durch Unglücksfälle betroffener Mitglieder 

bis zu der Mittelzahl erhöht, die andere ſeiner Klaſſe gewöhnlich ge⸗ 
halten haben, und bis zu eben dieſer Zahl der Viehſtand derjenigen 
vermindert, welche denſelben darüber hinaus erweitert haben, und 

p) Unglücksjahre, in welchen durch Seuchen, Krieg x. der Viehſtand 

vermindert worden, übergangen und dafür die unmittelbar vorher⸗ 
gehenden früheren Jahre zur Berechnung gezogen. 

Nur dann, wenn entweder der zehnjährige Beſitzſtand nach vorſtehenden 
Regeln nicht zuverläſſig auszumitteln iſt, oder aber von e Theilnehmern 
erwieſen wird, daß ſie von ihrem lübrigens feſtſtehenden) Rechte in den letzten 
zehn Jahren gar keinen oder doch einen minderen Gebrauch gemacht haben, als 
wozu fie erweislich durch Urkunden, Erkenntniſſe und Statuten befugt waren, 
ft die zur Weidetheilnahme berechtigte Viehzahl 

J) bei den Intereſſenten, welche zur Erzeugung von Winterfutter geeig⸗ 

nete Grundſtücke beſitzen, nach dem Futterertrage dieſer Grundſtücke, 

2) bei anderen Intereſſenten und ſoweit die nach Nr. 1. feſtzuſtellende 

Viehzahl eine geringere iſt, auf anderthalb Kühe 


feſtzuſetzen. 
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Bei jeber Ablöfung, Thelen ober Bufammentegung bleibt, bie Befim- 
mung der Art und Größe der Abfindung, welche einem jeden Theilnehmer ge: 
X  OAr 5 f f 
mung der Art und Große ver Aoſtnoung, weiche culecul jeben zyeuneyun bit. 
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bührt, ſowie die Ausführung der Auseinanderſetzung zunächſt dem freien Ueber⸗ 
einkommen der Parteien überlaſſen. Doch haben dieſelben dabei die Vorſchriften 
der $$. 12. und 23. zu beachten, auch müſſen die Theilungs-, Ablöſungs⸗ und 
Zuſammenlegungsverträge zur Prüfung und Beſtätigung der Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörde vorgelegt werden. 

N Kommt eine Uebereinkunft der Parteien nicht zu Stande, ſo finden die 
Vorſchriften der nachſtehenden Paragraphen Anwendung. 


§. 9. 

Die Theilung, Ablöſung und Zuſammenlegung wird dadurch bewirkt, daß 
jedem Theilnehmer an Stelle ſeines Eigenthums- oder anufungstechtd eine an⸗ 
gemeſſene Abfindung an Geldrente, Kapital oder Grundſtücken überwieſen wird. 

$. 10. 
Zu dieſem Behuf iſt der Werth der Theilnehmungsrechte durch Sachver- 


4 5 abzuſchätzen. Dabei wird der Grund und Boden nach ſeinem gemeinen 


erthe veranſchlagt. 5 
Der neueſte Düngungszuſtand iſt gleich den übrigen auf periodiſche 
Nutzungen 9 5 verwendeten Beſtellungstoſten Gegenſtand Pe ber Abſchätzung 
und muß dem Abtretenden von dem Empfänger in Geld beſonders vergütet 
werden. Die Schätzung der e Berechtigungen erfolgt nach der land— 
üblichen, örtlich anwendbaren Art ihrer Benutzung und dem durchſchnittlichen 
reinen Ertrage derſelben, mit Rückſicht auf die Theilnahme anderer Mitberechtigten. 

Für die auf Forſten haftenden, nach dieſem Geſetze ablösbaren Dienftbar- 
keiten gelten außerdem folgende beſondere Beſtimmungen. f 

Bei der Ermittelung des Jahreswerths derſelben iſt die durch die Rückſicht 
auf den nachhaltigen Beſtand der Forſt bei deren ordnungsmäßiger Bewirth⸗ 
ſchaftung gebotene Beſchränkung der Berechtigung zu beachten. 

Bei Weide und Gräſereiberechtigungen iſt ein mittelmäßiger Holzbeſtand 
zum Grunde zu legen, wenn nicht die Forſt zur Zeit der useinanderſetzung 
beſſer als mittelmäßig beſtanden, oder die Befugniß des Forſteigenthümers, die 
Kultur bis zum mittelmäßigen Beſtande zu treiben, durch Willenserklärungen, 
Verjährung oder Erkenntniſſe verloren gegangen iſt. 

Bei der Weide- und Maſtberechtigung muß ein verhältnißmäßiger Theil 
auf Schonung derart abgerechnet werden, daß derſelbe bei der Werthsermittelung 
der Berechtigung außer Anfat bleibt. Steht dieſer nicht durch Willenserklärungen, 
Verjährung oder Erkenntniſſe feſt, fo ift er durch Schätzung zu beſtimmen. 

Handelt es ſich um die Ablöſung einer Dienſtbarkeit zur Weide, oder zum 
Bezuge von Raff- und Leſeholz, jo hat der Beſitzer des belafteten Waldes, wenn 
er Provo iſt, die Wahl, ob er den Berechtigten nach dem Nutzungsertrage 
der Berechtigung oder nach dem Vortheile, welcher dem Belaſteten aus deren 
Aufhebung erwächſt, entſchädigen will. 


Ü. 11. 


Bei Feſtſtellung des Werthes der Nutzungsrechte kommen die dem Berech⸗ 
tigten für dieſe Nutzungsrechte obliegenden Gegenleiſtungen in Abzug. Weh 
e 
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CC 
n 
Werth wechſelſeitiger Dienſtbarkeiten wird inſoweit, als dies möglich iſt, durch 
Kompenſation ausgeglichen. 
6:12, 


Bei der Theilung eines gemeinſchaftlichen Grundſtückes kann jeder Mit- 
eigenthümer in der Regel ſeinen Antheil in Natur verlangen. 


Die Naturaltheilung einer gemeinſchaftlichen Forſt iſt jedoch nur zuläſſig, 


wenn entweder die einzelnen Theile zur forſtmäßigen Benutzung geeignet bleiben 
und dieſe genügend geſichert iſt, oder wenn ſich ergiebt, daß die Niederlegung 
der Forſt oder des abzutretenden Theiles derſelben landwirthſchaftlich nützlich if 
und im landespolizeilichen Intereſſe zugelaſſen werden kann. 


§. 13. 


Die Abfindung für Dienſtbarkeitsrechte 
zur Maſt und zur Weide auf Torfmooren, 
zur Fiſcherei, 
zum Nachrechen auf abgeernteten Feldern, 
ſowie zum Stoppelharken, 
iſt in feſter Geldrente zu gewähren und anzunehmen. 
Hat bei einer Fiſchereiberechtigung der Belaſtete auf die Ablöſung an- 
etragen, ſo iſt der Berechtigte zu verlangen befugt, daß ihm ſeine noch brauch— 
er Fiſchereigeräthe gegen Erſatz des Werthes derſelben von dem Provokanten 


abgenommen werden. 
§. 14. 


Die Abfindung für die übrigen nach den $$.1. und 5. abzulöſenden 
Dienſtbarkeiten erfolgt in der Regel durch Abtretung von verhältnißmäßigen 
Theilen des belaſteten Grundſtückes oder durch anderes für den Berechtigten 
wirthſchaftlich geeignetes Land, wenn ſolches vom Verpflichteten angeboten wird. 
Das abzutretende Grundſtück muß einen Kapitalwerth haben, welcher dem 
wanzigfachen Betrage der jährlichen nach $$. 10. und 11. zu berechnenden Ent⸗ 
ſchädtgung gleichkommt. f 

Wenn jedoch und inſoweit nach dem Ermeſſen der Auseinanderſetzungs⸗ 
behörde eine 1 in Land den gegen einander abzuwägenden wirthſchaft⸗ 
lichen Intereſſen des Berechtigten und des Verpflichteten nicht entſpricht, muß 
die Abfindung auch für dieſe Dienſtbarkeiten ganz oder theilweiſe in feſter Geld- 
rente gegeben und angenommen werden. Das letztere muß bei den auf Forſten 
haftenden Dienſtbarkeitsrechten zur Weide, zum Grasſchnitt, Mitgenuß von Holz, 
Streuholen, Plaggen-, Haide⸗ und Bültenhiebe — vorbehaltlich der auch hier 
uläffigen anderweiten Einigung der Betheiligten — auch dann geſchehen, wenn 
ie Landabfindung bei ihrer Benutzung in anderer Kulturart nachhaltig keinen 
höheren Reinertrag als bei der 1 zur Holzzucht zu gewähren vermag. 
Iſt dieſes dagegen der Fall, ſo wird die Abfindung dem Berechtigten in ſolcher 
anderen Kulturart unter Berückſichtigung der erforderlichen Kulturkoſten an⸗ 
gerechnet, aber niemals zu einem geringeren Werthe, als das Land bei der 
(Nr. 8459.) Be⸗ 
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Benutzung zur del acht haben würde. Die auf dem Abfindungslande befind- 
lichen S e verbleiben dem Forſteigenthümer. d N 
r muß dieſelben vor der Uebergabe des Landes, im Mangel einer 
Einigung nach der Beſtimmung der Auseinanderſetzungsbehörde binnen einer 
Friſt, welche drei Jahre nicht überſteigen darf, abräumen. 

Bis zur vollſtändigen Abräumung und Uebergabe des Entſchädigungslandes 
hat der Forſteigenthümer eine dem Ertragswerthe der noch nicht abgetretenen 
Fläche entſprechende Geldrente dem Berechtigten zu zahlen. 

Für Dienſtbarkeitsrechte zum Mitgenuß von Holz und zum Streuholen iſt 
jedoch der belaſtete Grundbeſitzer befugt, die Entſchädigung des Berechtigten in 
auch nur zur Holzzucht geeignetem beſtandenen Forſtlande mit . der 
darauf befindlichen Holzbeſtände zu gewähren, wenn letztere zu einer nachhaltigen 
forſtmäßigen Benutzung geeignet ſind. 


$. 15. 


Findet der belaftete Eigenthümer einzelne Dienſtbarkeitsberechtigte ab, jo ift 
er befugt, nach Verhältniß des Theilnehmungsrechtes des Abgefundenen einen 
unter Berückſichtigung der wirthſchaftlichen Intereſſen beider Parteien zu beſtim⸗ 
menden Theil des benutzten Gegenſtandes der Mitbenutzung der übrigen noch 
nicht abgefundenen Theilnehmer zu entziehen und darüber frei zu verfügen. 


$. 16. 


Bei der Zuſammenlegung muß jeder Theilnehmer für ſeine zum Umtauſch 
gelangenden Grundſtücke durch Land abgefunden werden. 


b. 17. 


Kann die Abfindung nach den beſonderen Verhältniſſen ohne großen Nach⸗ 
theil für die ganze Eintheilung nicht völlig durch Grund und Boden bewirkt 
werden, ſo iſt dieſelbe durch Rente oder Kapitalzahlung de ergänzen. Dieſe 
Ergänzung ſoll jedoch wider den Willen des Abzufindenden nicht mehr als 
3 Prozent der ihm gebührenden ganzen Abfindung betragen. Der abzuſchätzende 
Reinertrag des fehlenden Bruchtheils der Abfindung ergiebt die zu leiſtende Ent⸗ 
ſchädigung durch Rente. Soll Kapitalzahlung eintreten, fo beträgt dieſelbe den 
zwanzigfachen Betrag der ermittelten Rente. 


$. 18. 


Die Abfindung jedes einzelnen Theilnehmers muß eine genügend zuſammen⸗ 
hängende Lage und zweckmäßige Zugänge haben. 

Dieſelbe muß ferner thunlichſt in Grundſtücken von gleicher Gattung mit 

beit us Lande als Anger» und Haidegrund, Geeſt- und Marſchland x. 

eſtehen. 

Dieſelbe muß endlich vorzugsweiſe Grundſtücke von einer dem abzutretenden 

Lande gleichen oder nahe ſtehenden Güte unter Berückſichtigung desjenigen be- 

ſon⸗ 


ſonderen Werthes, welchen die abzutretenden Grundſtücke durch ihre Ortslage 
hatten, enthalten. x 

Sofern letzteres nicht thunlich iſt, muß ein jeder Theilnehmer die Anweiſung 
einer größeren oder geringeren Fläche nach Maßgabe der eintretenden Verſchieden⸗ 
heiten ſich gefallen laſſen. 


6. 19. 


Eine Entſchädigung, welche eine Veränderung der ganzen bisherigen Art 
des Wirthſchaftsbetriebes des Hauptgutes nöthig macht, kann keinem Theilnehmer 
aufgedrungen werden. ü 

Für ſolche Veränderungen find zu achten: 

1) wenn eine bisherige Ackerwirthſchaft in eine Viehzüchterei verwandelt 
werden müßte und umgekehrt, oder wenn eine von beiden die Haupt⸗ 
fache war, ſolche aber künftig nur Nebenſache werden würde; 

2) wenn ein Hauptzweig der Wirthſchaft, der im überwiegenden Verhält⸗ 
niſſe zu den übrigen ſtand, ganz oder größtentheils aufgegeben werden 
müßte oder doch nur durch Anlegung neuer Fabrikationsanſtalten erhal- 
ten werden könnte; 

3) wenn ein geſpannhaltender Ackerwirth ſolches fernerhin nicht mehr halten 
könnte und ſeine Ländereien mit der Hand bauen müßte oder umgekehrt. 


Andere Veränderungen in der bisherigen Art des Wirthſchaftsbetriebes 
kommen nur inſofern in Betracht, als ſie von gleicher oder größerer Erheblich— 
keit ſind. 


$. 20. 


Eine 5 Landabfindung iſt in derjenigen Lage auszuweiſen, welche den 
gegen einan 5 nen wirthſchaftlichen Intereſſen aller Betheiligten am 
meiſten entſpricht. a 

f Eine Beile ng findet nur inſoweit ſtatt, als die wirthſchaftliche Lage der 
Abfindung dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

Jedem Theilnehmer müſſen die erforderlichen Wege und Triften zu ſeiner 
Abfindung verſchafft werden; auch iſt für die nöthigen Gräben zu ſorgen, ohne 
welche der Boden denjenigen Ertrag, zu dem er abgeſchätzt worden iſt, nicht 
gewähren kann. 

Desgleichen iſt jeder Theilnehmer zu verlangen befugt, daß ihm die unent⸗ 
behrliche Mitbenutzung der Tränkſtätten auf den auseinandergeſetzten Grundſtücken 
vorbehalten wird. Die ſchon vor der Auseinanderſetzung gemeinſchaftlich benutzten 
Lehm-, Sand-, Kalk- und Mergelgruben, Kalk- und andere Steinbrüche bleiben 
zur gemeinſchaftlichen Benutzung auch ferner vorbehalten, inſofern die Theilneh⸗ 
mer deshalb nicht durch Ueberweiſung beſonderer Vorräthe dieſer Art ausgeglichen 
werden N heit ER er 

Die zur Herftellung und Unterhaltung aller dieſer Anlagen zu machenden 
Verwendungen ſind von allen Betheiligten nach Verhältniß 1 5 1 
rechte aufzubringen. 

(Nr. 8459.) §. 21. 
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6. 21. 


Die über die betheiligten Grundſtücke führenden age können, inſoweit es 
für die zweckmäßige Einrichtung des We daß de anes nöthig 1 
verlegt und ſelbſt aufgehoben werden, ohne daß den bei dem Gebrauche dieſer 
Wege Betheiligten, ſobald ihnen nicht ein erheblicher Nachtheil aus der Verän⸗ 
derung entſteht, ein Widerſpruch dagegen geſtattet iſt. Daſſelbe gilt in Betreff 
der Verlegung von Gräben, Flüſſen und Brücken. 


$. 22. 


Gebäude, Hoflagen, Hofplätze, Hausgärten, Kunſtwieſen, Parkanlagen und 
ſolche Anlagen, deren Hauptbeſtimmung die Gewinnung von Obſt, Hopfen oder 
die Gartenkultur iſt, Weidenplantagen, Seen, Teiche und andere Privatgewäſſer, 


ſolche Lehm-, Sand⸗, Kalk- und Mergelgruben, Kalk- und andere Steinbrüche, 


welche einer gemeinſchaftlichen Benutzung nicht unterliegen, ferner ſonſtige zur 
Gewinnung von Foſſilien oder zu gewerblichen Anlagen dienende Grundſtücke, 
ingleichen Grundſtücke, auf welchen ſich Mineralquellen befinden oder mit deren 
Beſitz das Eigenthum des Erbkux an einem Bergwerke ganz oder zum Theil 
verbunden iſt, endlich Grundſtücke, auf welchen Denkmäler oder Familiengräber 


ſich befinden, können nur mit Einwilligung aller Betheiligten in die Zuſammen⸗ 


legung gezogen werden. 
§. 23. 

Eine Vereinigung der Parteien über eine andere Rente als eine feſte Geld⸗ 
rente iſt unzuläſſig. 

Alle Entſchädigungsrenten für aufgehobene Nutzungsrechte ſind auf den 
Antrag ſowohl des Berechtigten als des Verpflichteten nach en Brgegangener 
ſechsmonatlicher Kündigung durch Baarzahlung des zwanzigfachen etrages der⸗ 
ſelben ablösbar. 

Dem Verpflichteten ift es geſtattet, das Kapital in vier aufeinander fol⸗ 
genden einjährigen Terminen, von dem Ablauf der Kündigungsfriſt an gerechnet, 
zu gleichen Theilen abzutragen, doch iſt der Berechtigte nur ſolche Theilzahlungen 
anzunehmen verbunden, welche mindeſtens dreihundert Mark betragen. 

Der jedesmalige Rückſtand iſt mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen. 
Den Parteien ſteht es frei, ſich über andere Zahlungstermine und einen anderen 
Ablöſungsſatz zu vereinigen, jedoch darf der letztere nie den fünfundzwanzigfachen 
Betrag der Jahresrente überſteigen. 

Verabredungen, welche dieſer Vorſchrift zuwiderlaufen, haben die Wirkung, 
daß der Berechtigte auf Grund derſelben nur den fünfundzwanzigfachen Betrag 
der Jahresrente zu fordern befugt iſt. 


$. 24. 

Dritten Perſonen, namentlich Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Intereſſenten, Wie⸗ 
derkaufs berechtigten, hypothekariſchen Gläubigern, Nießbrauchsberechtigten, Leib⸗ 
. (Altentheilern, Verlehntsleuten, Abnahmeleuten), Pächtern ſteht ein Wi⸗ 
erſpruchsrecht gegen die Auseinanderſetzung nicht zu. 8 25 
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$. 25. 

Die Abfindung, welche jeder der Theilnehmer durch die Auseinanderſetzun 
erhält, tritt an die Stelle der dadurch abgelöſten Berechtigungen, der dafür anf 
ehobenen Theilnahmerechte oder der dafür abgetretenen Grundſtücke und über⸗ 
ommt in rechtlicher Beziehung alle Eigenſchaften derſelben. 

Wenn die Landabfindung eine Entſchädigung für mehrere, verſchiedenen 
Rechtsverhältniſſen unterliegende Grundſtücke oder Berechtigungen eines Theil⸗ 
nehmers bildet, ſo iſt aus der Geſammtabfindung für ein jedes dieſer Grund⸗ 
ſtücke oder eine jede dieſer Berechtigungen ein beſonderes Stück auszuweiſen. 

Der Auseinanderſetzungsbehörde bleibt es aber überlaſſen, eine ſolche Aus⸗ 
weiſung bis zum Eintritt eines Bedürfniſſes oder bis zum e eines Bethei⸗ 
ligten auszuſetzen und in e die Quoten der Geſammtabfindung zu be⸗ 
ſtimmen, welche die Stelle der einzelnen zu erſetzenden Grundſtücke oder Berech- 


tigungen vertreten. 
§. 26. 


Renten und Kapitalien, welche zur Abfindung für eine abgelöfte Dienſt⸗ 
barkeit zu entrichten find, haben einen Pfandrechtstitel in Bezug auf dasjenige 
Grundſtück, welches der abgelöſten Dienſtbarkeit unterlag und genießen vor allen 
hypothekariſchen Forderungen daſſelbe Vorzugsrecht, welches dem abgelöſten Rechte 
zuſtand. Desgleichen haben Renten und Kapitalien, welche an die Stelle auf- 

ehobener Theilnahmerechte oder abgetretenen Grundeigenthums treten, einen 
Pfandrechtettel in Bezug auf diejenigen Grundſtücke, auf welche ſie durch den 
Auseinanderſetzungsplan gelegt worden, und zwar mit dem Vorzugsrechte vor 
allen übrigen Hypotheken. n 

Soweit die Grundbücher noch nicht hergeſtellt ſind, iſt die erforderliche 
Eintragung auf Erſuchen der Auseinanderſetzungsbehörde in den Schuld- und 
Pfandprotokollbüchern zu bewirken. 


$. 27. 


Bei der Auseinanderſetzung nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes findet 
weder eine Ermäßigung der Abfindung wegen der den ſervitutpflichtigen Grund- 
ſtücken auferlegten oder aufzuerlegenden Grundſteuern, noch auch eine Umſchrei⸗ 
bung der von den ſervitutberechtigten Grundſtücken für die abgelöſten Dienſt⸗ 
barkeitsrechte zu entrichtenden Steuern auf die verpflichteten Grundſtücke ſtatt. 


$. 28. 


Nießbraucher müſſen ſich mit dem Genuſſe der Abfindung begnügen. 
Ge müffen fi mit der Nutzung der Landabfindung begnügen. Die 
tſchädigungen für vorübergehende Nachtheile fallen ihnen inſoweit zu, als ſie 
für die Pachtzeit zu gewähren ſind. Auch müſſen die Verpächter die Anlegung 
der erforderlichen Wege, Gräben, Tränken und Einfriedigungen der Grundſtücke 
bewirken oder den Pächtern die dafür gemachten Auslagen erſtatten. Eine 
Rentenentſchädigung bezieht während der Pacht der Pächter, und bei einer 
Jahrgang 1876. (Nr. 8459.) 56 Ka⸗ 


. a 


Kapitalentſchädigung iſt er berechti t, deren Zinsbetrag zu fünf Prozent von 
N ee! Pachtzahlung nach Wehl der once e 
abzuziehen. 3 

Will der Wächter ſich mit dieſen Entſchädigungen nicht begnügen, ſo ſteht 
ihm frei, binnen drei Monaten, nachdem ihm der Auseinanderſetzungsplan be⸗ 
kannt gemacht worden iſt, die Pacht zu kündigen. 

ie Pacht hört alsdann mit dem Ende des laufenden Pachtjahres auf. 

Wenn aber ſeit dem Tage der Kündigung bis zu dieſem Termin nicht mindeſtens 

340 dem verſtrichen find, fo währt das Pachtverhältniß noch für das nächſte 
ahr fort. 

Der Nießbraucher desjenigen Grundſtücks, welches die Abfindung gewährt, 
hat die Abfindungsrente während der Dauer des Nießbrauchs zu entrichten und 
muß im Falle einer Kapitalentſchädigung dem e welchem die Baar⸗ 
zahlung derſelben obliegt, die Zinſen des Kapitals, zu fünf Prozent gerechnet, 
vom Zahlungstage ab vergüten. 

Das Nämliche gilt von dem Pächter eines ſolchen Grundſtücks. Doch 
ſteht es demſelben auch in dieſem Falle frei, die Pacht nach den obigen Beſtim⸗ 
mungen zu kündigen. Das dem Pächter in dieſem Paragraphen eingeräumte 
Recht der Kündigung findet nicht ſtatt, wenn nach dem Ermeffen der Aus⸗ 
einanderſetzungsbehörde bei Servitutablöſungen das abgelöſte Recht im Verhält⸗ 
niß pi ganzen Wirthſchaft fo unbedeutend ift, daß aus der Ablöſung keine 
merkliche Veränderung der Wirthſchaftsverhältniſſe entſtehen kann und bei T eilung 
oder Zuſammenlegung von Grundſtücken durch dieſelbe weder ein erheblicher 
Nachtheil für den Pächter erwächſt, noch eine erhebliche Aenderung der Wirth⸗ 
ſchaftsverhältniſſe des verpachteten Gutes zu erwarten iſt. Sind für den Fall 
einer Theilung, Ablöſung oder Zuſammenlegung zwiſchen dem Pächter und 
Verpächter in dem Pachtvertrage andere Abreden über die Auseinanderſetzung 
auf rechts verbindliche Weiſe getroffen worden, fo behält es bei dieſen ſein Bewenden. 


$. 209. 


Die in dieſem Geſetze der Auseinanderſetzungsbehörde übertragenen Geſchäfte 
werden der Regierung * Schleswig und dem dortigen Spruchkollegium für 
landwirthſchaftliche Angelegenheiten übertragen. In Anſehung der Rechte dritter 
Perſonen, foweit fie nicht durch die $$. 24. bis 28. geregelt ſind, und in An⸗ 
ſehung des ganzen Auseinanderſetzungsverfahrens, ſowie des Koſtenweſens finden 
dabei dieſelben Vorſchriften Anwendung, welche für Gemeinheitstheilungen in 
der Provinz Brandenburg gelten. 

Jedoch findet bei der Würdigung von baulichen Anſtalten, Forſten und 
Torflagern ein ſchiedsrichterliches Verfahren nur im Einverſtändniſſe aller Be⸗ 
theiligten ſtatt. Eine Zuſammenſtellung der erwähnten, für Gemeinheitstheilungen, 
ſowie der für Ablöſung ($. 57. des Geſetzes vom 3. Januar 1873., betref⸗ 
fend die Ablöſung der Reallaſten in der Provinz Schleswig⸗Holſtein, Geſetz⸗ 
Samml. S. 3.) in gleicher Anſehung in der Provinz Brandenbur geltenden 
Vorſchriften wird durch das Amtsblatt der Regierung zu Sch eswig ver⸗ 


öffentlicht. 
zn. $. 30, 
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$. 30. 


Nutzungsberechtigungen, welche durch §. 1. des gegenwärtigen Gefe es für 
ablösbar erklärt ind, können in Zukunft nur durch einen 55 Bed 45 
Notar errichteten Vertrag begründet werden, alſo auch durch Erſitzung nicht 
entſtehen. 
f eine in Betreff derſelben bereits begonnene Erſitzung wird durch Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes unterbrochen und wirkungslos. 

In Anſehung der Befugniß zur Ausſchließung des Antrages auf Ablöſung 
iſt auch für Nutzungsrechte, welche in Zukunft errichtet werden, die Beſtimmung 
des $. 6. maßgebend. 

$. 31. 


Grundſtücke, welche auf Grund dieſes Geſetzes nach einem ohne Vorbehalt 
beſtätigten Auseinanderſetzungsrezeß einer Zuſammenlegung unterzogen worden 
ſind, Wien in der Regel gegen den Widerſpruch des Eigenthümers derſelben 
nicht noch einmal einer Zuſammenlegung unterzogen werden. Wenn jedoch 
nach . der Zuſammenlegung durch die Anlage von Kanälen, Deichen, 
Eiſenbahnen, Chauſſeen, durch Hel 8 oder Durchbrüche von Flüſſen oder 
durch ähnliche Ereigniſſe eine erhebliche Störung der Planlage eingetreten iſt, 
ſo iſt eine anderweite en der Grundſtücke nach den Vorſchriften 
des gegenwärtigen Se zuläſſig. Daſſelbe findet ftatt, wenn feit der Aus⸗ 
führung einer auf Grun dieſes Geſetzes vollzogenen Zuſammenlegung 30 Jahre 
verfloſſen ſind und die erneuerte Zuſammenlegung von den Eigenthümern von 
mehr als drei Viertheilen der nach dem Grundſteuerkataſter berechneten Fläche 
der dem Umlegungsverfahren zu unterwerfenden Grundſtücke, welche gleichzeitig 
mehr als drei iertheile des Kataſtral⸗Reinertrages repräſentiren, beantragt wird. 


$. 32. 


Die Auseinanderſetzungskoſten fallen den Betheiligten nach Verhältniß des 

Vortheils, welcher ihnen aus der Auseinanderſetzung erwächſt, zur Laſt. 
ſt dieſer Vortheil ſeinem Betrage nach nicht zu ermitteln, ſo wird ſtatt 
ſeiner der Werth der Theilnehmungsrechte zu Grunde gelegt. 

Wem aus der en en gar kein Vortheil erwächſt, der hat 
auch zu den Koſten derſelben keinen Beitrag zu leiſten. | 

Wenn bei Ablöſung einfeitiger Forſtſervituten die Vermeſſung und Boni⸗ 
tirung des belaſteten Forſtes unvermeidlich iſt, fo ift ein mit den hierdurch er- 
wachſenen Koſten im Verhältniß ſtehender Theil des Koſtenpauſchſatzes ſtets nach 
dem letztgedachten Maßſtab zu vertheilen. Die Vertheilung der Auseinander⸗ 
ſetzungskoſten erfolgt durch die Auseinanderſetzungsbehörde. 

Streitigkeiten über dieſe Vertheilung werden in dem zuläſſigen Inſtanzen⸗ 
zug entſchieden. 

$. 33. 

Die zur Zeit der verbindlichen Kraft dieſes Geſetzes dem Hauptgegenſtande 
nach noch nicht zur Ausführung gebrachten Auseinanderſetzungen gehen in der⸗ 
jenigen Lage, in welcher fie fi) befinden, in das neue Verfahren über. 

(Nr. 8459.) 
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$. 34. 


Die im F. 36. des Geſetzes, betreffend die Ablöſung der Reallaſten in 
der Provinz Schleswig⸗Holſtein, vom 3. Januar 1873. (Geſetz⸗Samml. S. 3.) 
enthaltenen Vorſchriften über die Behandlung der ſervitutariſchen Holzrechte der 
Erbfeſter werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 17. Auguſt 1876. 


(L. S.) Wilhelm. 
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